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Wahlorönung für öie Elternbeiräte. 
/Die Wahl der Elternbeiräte ſoll nach folgenden Vorſchriften erfolgen: 

4. Das aftive und paſſive Wahlrecht ſteht den Eltern ſämtlicher die Schule beſuchenden 
Kinder zu, auch der Gaſt- und fremden Schülkinder, und zwar ſowohl den Vätern als auch 
den (Müttern, ferner den Adoptiv- und Stiefeltern ſowie den Pflegeeltern, die ein Schul- 
kind dauernd und im weſentlichen unentgeltlich in ihrer Familie erziehen. 

Die Mitglieder ides Lehrkörpers haben, wenn ihre Kinder die Schule beſuchen, dasſelbe 
Wahlrecht wie alle anderen Eltern. 

Jeder Wahlberechtigte hat nur eine Stimme, gleichviel wieviele jeiner Kinder die Schule 
veſuchen. 

1a. Die ordentlichen Neuwahlen der Elternbeiräte finden in den erſten acht Wochen nach 
dem Frühjahrsbeginn des Unterrichts im neuen Schuljahr ſtatt. 

Die Wahl erfolgt auf 2 Jahre. Wiederwahl iſt zuläſſig. 
2. Der Wahltermin wird von der Schulaufſichtsbehörde feſtgeſezt und bekanntgemacht. 
Die Wahlen finden in der Regel Sonn- oder Feiertags außerhalb der Schulferien ſtatt. 

Zum Wählen ſind mindeſtens fünf Stunden Zeit zu gewähren. 'Eine längere Wahlfriſt kann 
die Schulauſſichtsbehörde nac<h den örtlichen Bedürfniſſen feſtſezen. 

3. Der Schulleiter ſtellt die Liſte der Wahlberechtigten auf und legt ſie regelmäßig 
jpäteſtens 4 Wochen vor der Wahl 2 Wochen lang zur öffentlichen Einficht aus. Den Wählern 
(Eltern) iſt geſtattet, von der Wählerliſte Abſchrift zu nehmen. 

Einſprüche gegen die Liſte ſind ſpäteſtens eine Woche vor der Wahl bei dem Sculleiter 
anzubringen. Dieſer iſt berechtigt, wenn es ſich um einen Einſpruch gegen das Fehlen eines 
Wahlberechtigten in der Liſte handelt, ſelbſtändig dem Einſpruch ſtattzugeben. Tut er dies 
nicht. oder handelt es ſich um einen Einſpruch gegen die Aufnahme beſtimmter Perſonen als 
Wohlberechtigte in die Liſte, ſo entſcheidet der Wahlvorſtand (Ziffer 4), Deſſen Entſcheidung 
fonn nur nach vollzogener Wahl im Wege des Einſpruchs gegen dieſe (Ziffer 9) angefochten 
werden. 

4. Ferner beruft der Schulleiter im Einvernehmen mit dem beſtehenden Elternbeirat 
in der Regel 4 Wochen vor der Wahl eine Elternverſammlung ein. Die Einberufung kann 
durc< Vermittlung der Sculkinder oder durch öffentliche Aufforderung erfolgen. In der 
Elternverſoammlung hat der Schulleiter die Saßungen des Elternbeirates und die Anzahl der 
zu wählenden Mitglieder bekanntzugeben, auch die Wichtigkeit der Wahl hervorzuheben, auf 
das Ausliegen der Wählerliſte (Ziffer 3) und die Zuläſſigkeit der Einſpruchsfriſt hinzuweiſen, 
zur Einreichung von Kandidatenliſten aufzufordern und den Termin für eine zZweite Eltern- 
verſammlung feſtzuſezen. Leßztere erfolgt in der Regel zwei Wochen vor der Wahl. In ihr 
ſind die gleichen Bekanntmachungen zu wiederholen und durch Zuruf oder Abſtimmung ein 
aus mindeſtens drei Perſonen beſtehender Wahlvorſtand zu wählen. 

5. Die Kandidatenliſten ſind ſpäteſtens am 10. Tage vor der Wahl dem Wahlvorſtand ein- 
zureichen. Sie müſſen jede mindeſtens ſoviel Namen von Kandidaten enthalten, als Mit- 
glieder des Elternbeirats zu wählen ſind, und müſſen mindeſtens 10 Unierſchriften von Wahl- 
'berechtigten tragen; bei Shulen oder Schulſyſtemen von über 500 Kindern zwanzig Unter- 
ſchriften. Kandidatenliſten, die dieſen Vorſchriften nicht entſprechen, hat der Wahlvorſtand 
zurüczuweiſen. Alle anderen ſind ſpäteſtens 8 Tage vor der Wahl in geeigneter Weiſe zu 
veröffentlichen. (Jede ortsübliche Art der Veröffentlichung amtlicher Bekanntmachungen 
genügt.) Die Zurückweiſung von Kandidatenliſten kann nur im Wege des Einſpruchs gegen 
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die Wahl (Ziffer 9) angefochten werden. Wird nur ein Wahlvorſchlag vorſchriftsmäßig auf- 

geſtellt und eingereicht, ſo erübrigt ſich das weitere Wahlverfahren. Der Wahlvorſtand hat 

dann nur das Wahlergebnis nach dem Grundſaßz von Ziffer 7 feſtzuſtellen. 

6. Die Wahlberechtigten wählen durch perſönliche Abgabe von verde>ten Stimmzetteln 

in öffentlicher Wahlhandlung. Zur Sicherung des Wahlgeheimniſſes ſollen die Stimmzettel 

gleich groß und weiß ſein, ſoweit nicht mit amtlichen Wahlvorſchlägen gewählt werden kann. 

Die Stimmzettel müſſen eine der Kandidatenliſten genau bezeichnen. Die Verbindung von 

Liſten iſt unzuläſſig. Kein Kandidat darf gleichzeitig auf zwei Liſten ſtehen. Stimmzettel, 

die nicht auf eine der öffentlich bekanntgemachten Kandjdatenliſten lauten, ſind ungültig, 

ebenſo abgeänderte Stimmzettel. 

- 7. Das Wahlergebnis iſt ſofort nach beendeter Wahl vom Wahlvorſtand in öffentlicher 
Sißung feſtzuſtellen umd in geeigneter Weiſe zu veröffentlichen. Bei Ermittlung der auf jede 
Kandidatenliſte nach dem Verhältnis der für ſie abgegebenen Stimmen entfallenden Mandate 
findet 8 51 der Wahlordnung für die Wahlen zur Deutſchen Nationalverſammlung . vom 

30. November 1918 (KGBl. S. 1353) ſinngemäß Anwendung. . . - 

Die Namen der Gewählten ſind dem Sc<ulleiter mitzuteilen, der binnen 8 Tagen die erſte 
Sißzung des Elternbeirats einberuſt. ' . 

8. Ueber die Wahlhandlung und die Feſtſtellung des Wahlergebniſſes iſt ein Protokoll 
aufzuſtellen, das von ſämtlichen Mitgliedern des Wahlvorſtandes zu unterſchreiben und mit 
den eingegangenen Stimmzetteln und der Wahlliſte von dem Schulleiter bis zur nächſten 
Wahl aufzubewahren iſt. - 

9. Einſprüche gegen die Wahl ſind nur binnen zwei Wochen nach Feſtſtellung des Wahl- 
ergebniſſes zuläſſig. Sie können jede vor oder bei der Wahl vorgekommene Unregelmäßigkeit 
betreffen, haben aber keine aufſſchiebende Wirkung. Ueber die Einſprüche entſcheidet die 
tSä)u*laus-ffiefY;htSÜehöyde. Gibt ſie dem Einſpruch ſtatt, ſo ſeßzt ſie zugleich einen neuen Wahl- 
:ermin feſt. 

Der Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung. 
„gez. Boelik. - 



L 
Behöröliche Beſtimmungen für die Elternbeiräte an öen 

preußiſchen Schulen. 
Allgemeines : In jeder Sc<ule wird ein Elternbeirat gebildet. Er foll der Förderung 

und Vertiefung der Beziehungen zwiſchen Schule und Haus dienen und den Eltern wie der 
Scule die Arbeit miteinander und den Einfluß' aufeinander gewährleiſten. 

Zuſammenſtellung und Wahl: Der Elternbeirat ſetzt ſich nur aus Vertretern 
der Elternſchaft zuſammen. Der Leiter der Schule und die Mitglieder des Lehrerkollegiums 
nehmen in der Regel an den Sißzungen des Elternbeirats mit beratender Stimme teil, doch 
kann der Elternbeirat auch ohne ihre Zuziehung tagen. Der Elternbeirat wird in geheimer 
Verhältnis-Liſtenwahl gewählt. 

Auf je 50 Kinder einer Schule entfällt ein Beiratsmitglied. Mindeſtzahl der Mitglieder 
beträgt 5. 

Die Wahl erfolgt auf 2 Jahre. Ein Elternbeiratsmitglied ſcheidet aus, wenn ſein Kind 
die Schule verläßt. 'Es wird durch den nächſten Kandidaten ſeiner Liſte erſezzt. 

Erſte Einberufung: Der Sculleiter beruft 8 Tage nach erfolgter Wahl die Ge- 
wählten, die aus ſich heraus den Vorſigenden und andere Geſchäftsführende beſtimmen. 

Tagungen: Der Vorſizende beruft den Elternbeirat nach Bedarf, mindeſtens aber 
einmal im Halbjahr. Außerordentliche Sizungen müſſen auf 'Antrag der Lehrerkonferenz der 
Schule oder eines Drittels der Beiratsmitglieder ſtattfinden. Bei Behandlung von Einzel- 
fällen können andere Berſönlichkeiten, deren Teilnahme dienlich erſcheint, zugezogen werden. 
Stimmrecht ſteht ihnen nicht zu. Wichtige perſönliche Angelegenheiten ſind als vertraulich zu 
bezeichnen und zu behandeln. In die Niederſchriften der Beratungen des Elternbeirats, ſoweit 
die Beratungen nicht vertraulicher Art waren, können alle Eltern und Lehrer der Schule 
Einſicht nehmen. k | 

Zuſtändigkeiten: Die Tätigkeit des Elternbeirats iſt beratender Natur. Sie er- 
ſtre>t ſich auf Wünſche und Anregungen des Elternkreiſes, die ſich auf den Schulbetrieb, die 
Schulzucht und die körperliche, geiſtige und ſittliche Ausbildung der Kinder beziehen und die 
über den Einzelfall hinaus von allgemeiner Bedeutung ſind. 

Soll bei ſchwerwiegenden Verfehlungen gegen einen Schüler (Schülerin) die Verweiſung 
von der Schule ausgeſprochen oder ihm im Abgangszeugnis eine Sittennote gegeben werden, 
die ihm das Fortkommen erheblich erſchweren oder ihn in den Augen der Allgemeinheit herab= 
jezen würde, ſo iſt mit Zuſtimmung der Eltern des Schülers der Elternbeirat vorher zu hören. 

Alle Beſchlüſſe des Elternbeirats ſind dem Lehrkörper der Schule mitzuteilen. 

Der Elternbeirat beruft in Verbindung mit dem Lehrkörper Geſamt-Elternverſammlungen 
ein, um wichtige Fragen durc<h Vorträge und Ausſprache klarzuſtellen. 



1. Einleitung. 
( <27 

„(E Z eit langem beſteht zwiſchen Schule und Haus eine Spannung, die ſich oft 
KZ zu heftigen, gegenſeitigen Anklagen verſtärkt. Bald klagt die Elternſchaft 

Be über Jeberbürdung der Kinder durch Schularbeit, bald erheben die Aerzte 
ihre warnende Stimme wegen zu ſtarker Belaſtung und geſundheitlicher Schädi- 
gung 'der Kinder idurc< idie Schule, bald aber auch erheben die Lehrer heftige 
Vorwürfe gegen die häusliche Erziehung. Sie vermiſſen Ordnung und Sauberkeit 
im häuslichen Kreiſe, ſie glauben nicht genügend Unterſtüßung für ihre erzieheriſchen 
und Lernmaßnahmen zu finden. Das alles aber ſind nur die Symptomeeiner 
wirklichbeſtehenden Erziehungsnot. Bei der ſozialen und wirtſchaft- 
lichen Gebundenheit aller Erziehung und Bildung kann in einer Zeit wie der unſrigen, 
die auf dem Höhepunkt wirtſchaftlicher und kultureller Unordnung angekommen iſt, 
dieſe Erziehungsnot nicht Wunder nehmen. 

Ehemals wurden ganz natürlich die Rollen an Schule und Haus ſo verteilt, 
daß die Schule in der Hauptſache Lehranſtalt mit einer gewiſſen Geſinnungsdreſſur, 
das Haus in der Hauptſache Erziehungsgemeinſchaft war. Die Schule hat dieſen 
Charakter im weſentlichen beibehalten; das Haus dagegen iſt nur noch in den 
jeltenſten Fällen Erziehungsgemeinſchaft. Die beſte Erziehung iſt das Wachſen in 
arbeitender Gemeinſ<haft. Das war früher durchgängig ſo. Die berufliche Tätigkeit 
des Vaters vollzog ſich im Hauſe; Mutter, Angeſtellte, Kinder, ſie alle halfen mit 
bei dieſer beruflichen Betätigung. Im Handwerk, in Haus- und Landwirtſchaft 
wuchſen die Kinder von ſpielender Beſchäftigung zu feſten Gewohnheiten und ernſten 
Aufgaben. Verantwortlichkeit, Geſchilichkeit, Intelligenz, Sorgfalt und Liebe, ſie 
entfalteten ſich an anſchaulichen Gegenſtänden des Lebens. Die kapitaliſtiſche Wirt- 
ſc<haftsordnung hat dieſe Erziehungsgemeinſchaft zerſtört. Aus dem kleinen Hand- 
werker iſt der Fabrikarbeiter geworden, dder ländliche Kleinbeſier iſt in Scharen 
in die Großſtädte getrieben und bildet hier die große Maſſe des Proletariats. Der 
Betrieb, die Werkſtätte, das Kontor ſind die Berufsſtätten geworden, und die heran- 
wachſende Jugend nimmt keinen Teil mehr an der Arbeit, ſondern ſieht lden Vater 
zumeiſt nur, wenn er ermüdet und von Sorgen gequält am Abend von ſeiner 
Lohnſklaverei zurükkommt. In ſehr vielen Fällen iſt auch no<z die Mutter im 
Fabrikbetriebe oder nebenberuflich als Aufwärterin, Wäſcherin uſw. tätig. Trozt 
Einſchränkung und Verbots werden auch no<g die heranwachſenden Kinder zu 
kleinen Lohnſtklaven gemacht. Die Häuslichkeit bietet nur wenig erzieheriſche Möglich- 
keiten.- In Maſſenquartieren wohnt das Proletariat in ungeſunden und nicht 
ausreichenden, kalten, feuchten und kahlen Räumen. In ſolc< troſtloſe Häuslichkeit 
ſcheint kaum ein Strahl wärmender Erziehungsſonne, aber ſelbſt dort, wo die 
häuslichen Verhältniſſe beſſer ſind, ſind die Erziehungsmöglichkeiten ſtark beſchränkt. 
Im Vergleich mit der Vielgeſialtigkeit und Betriebſamkeit der Arbeit des ehemalig 
handwerklich-landwirtſchaſtlichen Haushalts zeigt der moderne Haushalt nur wenige 
Arbeitis- und Erziehungsmöglichkeiten für die heranwachſende Jugend. So gibt es 
tatſächlich in unſerer modernen Geſellſchaft keine eigentliche Erziehungsgemeinſchaft 
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mehr. Man mag das vekiagen, aber man wird nicht die Tatſache hinwegleugnen, 
daß auch auf dieſem Gebiete unſere kapitaliſtiſche Wirtſchaftsordnung gründlich 
vernichtend gewirkt hat. Drum iſt es Heuchelei, wenn gerade die Nußnießer dieſer 
kapitaliſtiſchen Ordnung, deren Profitwirtſchaft Familie und Haus zerſtört hat, von 
der heiligen Verpflihtung zur Familienerziehung ſahbungsvoll reden, um ſich von 
der Verpflichtung, die Erziehung durch öffentliche Maßnahmen den Bedürfniſſen 
anzupaſſen, zu drücken. Die proletariſchen Maſſen müſſen daher demgegenüber 
mit aller Energie die Forderung aufrecht erhalten: 

Erziehungsangelegenheiten ſind öffentliche, ſind Ge- 
meinſchaftsangelegenheiten. Das liberale freie Spiel der Kräfte hat, 
wie auf wirtſchaftlichem Gebiete, ſo auch hier unwürdigen Luxus für wenige und 
elende Maſſenvernachläſſigung für die proletariſche Jugend zur Folge gehabt. Die 
Schule aber bietet vorläufig kaum irgendwelchen Erſatz für die häusliche Erziehung. 
Ihrer Geſchichte und ihrer Art nach iſt ſie ausgeſprochene Lernſchule. Die höhere 
Schule ſtellt eine Ueberfütterungsanſtalt dar, in der 'gedächtnisSmäßiges Wiſſen 
maßlos und vielfach ohne Zwe> in den jungen Gehirnen aufgeſtapelt wird. Die 
Unſelbſtändigkeit des Denkens bei den jungen Abiturienten, die Widerſtandsloſigkeit 
gegenüber iden unſinnigſten Kneip- und Duellſitten, das hemmungsloſeſte Austoben 
nach der Schulzucht, der mangelnde Ernſt zu wirklicher wiſſenſchaftlicher Arbeit, das 
Strebertum und das militäriſche Rowidytum unſerer Zeit zeigen zur Genüge die 
Schattenſeiten unſerer höheren Sculerziehung. Die Volksſchulen aber haben auch 
nur wenig den Lerncharakter abgeſtreift. Unwürdige obrigkeitliche Bevormundung, 
genaue BVeſtimmungen des Penſums, ſtarke Belaſtung des Gedächtniſſes, ſtoffliche 
Veberfütterungen, Geſinnungsdreſſur und äußerliche Diſziplin ſind auch hier Hemm- 
ſchuhe für erzieheriſche Entfaltung des Könnens an Arbeitsmöglichkeiten eigenen 
Bedürfniſſes. So ſteht unſere Jugend heute im Zeichen größten Erziehungsmangels. 
Das Haus iſt keine Erziehungs- und Arbeitsgemeinſchaft mehr, und die Schule iſt 
es noch nicht im entfernteſten geworden. Umgeſtaltung des Schul- und 
Lernbetriebeszueinerwirklichen, einheitlichen öffentlichen 
Erziehungs- und Arbeitsgemeinſchaftiſt die zulöſende Auf- 
Zabe unſerer Zeit. An dieſer Aufgabe müſſen Gemeinſchaft, Eltern- und 
ehrerſchaft in gleicher Weiſe intereſſiert werden. 

Seit Jahren ſind überall Verſuche gemacht worden, die Unerquicklichkeit von 
Schule und Haus um ein weniges zu beſſern. Zumeiſt hat man nicht die Tiefe 
des Problems erkannt, weil man das Problem mehr oder weniger für ein moraliſches 
gehalten hat, anſtatt es aus der materiellen Bedingtheit des ökonomiſchen Chaos 
heraus zu verſtehen. In ſogenannten Elternabenden hat man verſucht, den Eltern 
Berſtändnis für die Schule beizubringen, als ob es ſich nur darum handele, eine 
„bewährte“ ideale Einrichtung vor unvernünftiger oder boshafter Bekrittelung zu 
Vewahren. Der Verſuch, in ſolchen Elternabenden das Verhältnis von Schule und 
Haus gemütvoller zu geſtalten, iſt troß aller ſchönredneriſchen Bemühungen, troß 
feſtlicher und künſtleriſcher Ausgeſtaltung dieſer Elternabende :an der dringenden 
Not ünſerer Zeit geſcheitert. Auch die Einrichtung der Elternbeiräte entſpringt aus 
ähnlichen Wünſchen. Bereits in den lezten Wochen des alten, reaktionären Schul- 
regimes in Preußen wurde die Einführungvon Elternbeiräten an höheren Schulen 
durch eine Verordnung des lezten Kultusminiſters empfohlen. Dieſe Elternbeiräte 
beſchränkten ſich auf die höheren Schulen und wurden nicht gewählt, ſondern von 
der Sc<hulbehörde nach ſorgſamer Auswahl ernannt. Aber ſelbſt dieſe Einrichtung 
ſcheiterte troß ihres harmlofſen Charakters an dem reaktionären Widerſtande der 
meiſten höheren Sculleitungen. Gegenüber dieſem toten Gebilde ſtellen die jeßigen 
Elternbeiräte einen großen Fortſchritt dar. Aber die demokratiſierende Wirkung, 
die dieſes neue Inſtrument haben könnte, wird ſofort durch die Befugniſſe, die den 
Elternbeiräten als nur beratende Inſtanz eingeräumt werden, ſtumpf und ſchwach 
gemächt, wenn nicht die Energie der Elternbeiräte es verſtehen wird, dieſen erſten 
Anfang über ſeine beabſichtigte Aufgabe hinaus wirkſam zu machen. 
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2. Bedeutung der jetzigen Eltkernbeiratswahlen. 

Das Vordringen der Reaktion auf politiſchom und wirtſchaftlichem Gebiete hai 
auch ſeine notwendigen Folgen auf kulturellem Gebiete. Ein Erfolg der Reakiion 
bei den Elternbeiratswahlen wird der Auftakt zu geſetzgeberiſchen Maßnahmen im 
neuen Reichstag und in Preußen. Im Reiche 'droht durch beſchleunigte Durch- 
peitſchung des Reichsſchulgeſeges die völlige Verkirchlihung des Schulweſens, die 
Wiederherſtellung --- wenn auch. in verſte>ter Form =- der geiſtlichen Schulaufſicht. 
Es droht ferner die Abſchaffung der vierjährigen Grundſchule. Schon jeßt hat die 
Deutſche Volkspartei einen Antrag eingebracht, der die dreijährige Grundſchule und 
die beſondere Bevorzugung der Begabten (das heißt in Wirklichkeit derjenigen, die 
durch Nachhilfeunterricht für die höhere Schule beſonders Dreſſierten, alſo für die 
Kinder der Bemittelten) fordert. Es droht drittens ein reaktionäres Lehrerbildungs- 
geſeß, das die Volksſchullehrer, anſtatt ſie wiſſenſchaftlich vorzubilden, wieder in die 
Geſinnungsdreſſuranſtalten (Präparanden und Seminare) heranzüchten möchte. Es 
droht in Preußen: 1. Weitere Beſchränkung bis zur Unmöglichmachung der weltlichen 
Schule, 2. Vernichtung der Lehrfreiheiten, die ſeit 1918 den Lehrern gegeben waren, 
3. Abſchaffung der freiheitlicheren Formen der Diſziplin in der Schule, 4. Hemmungs- 
loſe Züchtung des monarchiſtiſchen und Revanchegeiſtes in den Schulen an Stelle der 
Erziehung für die Republik und die Völkerverſöhnung, 6. Erhaltung und Wieder- 
einführung reaktionärer -Geſchichts- und Leſebücher, 7. Vermehrung der Schülerzahl, 
die auf einen Lehrer fällt, 8. Abbau von Lehrkräften, beſonders von jüngeren, frei- 
heitlich geſinnten und zukunftsfroheren, 9. Abbau von ſozialen Schuleinrichtungen, 
10. Abbau der Aufbauſchulen und Vernichtung des Weges zur Einheitsſchule durch 
Verſchärfung der Trennung zwiſchen Volks-, mittlerer und höherer Schule. Wer 
nicht der Reaktion die Schule überlaſſen will, der muß bei den Elternbeiratswahlen 
als Agitator, Okganiſator und als Wähler ſeine Pflicht tun. 

3. Aufgaben der Elternbeiräte. *) 

„Was nüßen denn Elternbeiräte? Die Elternbeiräte haben ja keine Rechte 
und können doch nichts erreichen." Dieſe vielfach vertreiene Anſicht iſt falſch und 
ſchädlich. Gewiß, eine Erweiterung der Rechte der Elternbeiräte iſt notwendig und 
muß angeſtrebt werden, aber auch der preußiſche Miniſterialerlaß bietet bei ziel- 
bewußter, tatkräftiger Arbeit vielfache Möglichteiten der Wirkſamkeit, zumal er 
zuläßt, daß faſt alle Schul- und Erziehungsfragen in den Bereich der Tätigkeit des 
Elternbeirats gezogen werden können. . . . Die Gleichgültigkeit vieler 
fortſchritilicher Eltern gegenüber den Elternbeiräten beruht auf der allgemeinen 
falſchen Einſtellung großer Teile der Arbeiterſchaft (einſchließlich der radikalen) zu 
kulturellen und Schulfragen. Dieſe werden in ihrer eigentlichen Bedeutung nicht 
richtig erkannt, da die Arbeit auf dieſem Gebiet keinen unmittelbaren Erfolg ver- 
ſpricht. So haben ſich nach der erſten Hißze viele Elternbeiräte enttäuſcht zurück- 
gezogen und erklären dieſe Einrichtung für bedeutungslos. Man glaubte, in der 
Schule alles gleich durch ſein Auftreten nach ſeinen Wünſchen ändern zu können und 
ſah ſich vor mühevolle Kleinarbeit geſtellt, ohne rechteFühlung mit der Maſſe zu haben. 

Man überſieht dabei, daß die fortſchrittlichen Elternbeiräte vielfach nur durch 
ihr Daſein wirkten, daß reaktionäre Einflüſſe in der Schule ſich dann nicht offen 
hervorwagten. Sie können auch bei einiger Energie manches verhindern, wie die 
Erfahrung beweiſt. Kampf gegen Nationalismus und Monarchismus und anti- 
republikaniſche Propaganda in den Sculen. Die Elternbeiräte können aber auch 
poſitiv wirken: - - 

Schut der" Schule gegen Y-bbau (ſiehe Tätigkeit der Berliner Schulnotgemein- 
ſchaft), Unterſtüßung fortſchrittlicher Lehrer und Lehrerinnen in ihrer pädagogiſchen 

*) Lohmann, Die Arbeit im Elternbeirat. (Diez' Verlag, Berlin.) Löwenſtein, Die welt- 
liche Schule. (Verlag des Volksblattes, Bochum.) s 08 ) Zöwenſtein, Die we 
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Reformarbeit gegenüber reaktionären Eltern und dem Konſervatismus ſonſt fort- 
ſchrittlicher Eltern. Einführung neuzeitlicher Lehrpläne. Einführung moderner Leſe- 
ſtoffe und Schulbücher (ſiehe Kampf der „Chriſtlich-Unpolitiſchen“ gegen die „Bären- 
fibel“). Aufklärung der breiten Maſſe der Elternſchaft über Schul- und Erziehungs- 
fvagen, Gewinnung der Eltern zur Mitarbeit u. a. 

Inſtandhaltung des Schulgebäudes Reinigung, Heizung (Kohlenferien!), Be- 
lüfiung der Sc<hule, Schulgarten, Werkſtätten, Bücherei, Bänke, Wandſchmu>, Schul- 
bad u. a. m. 

Klaſſenfrequenzen, ungeteilter Unterricht, Stundenplan, Hausaufgaben, Schul- 
hygiene, körperliche Ausbildung (Turnen, Sport, Schwimmen), Kampf gegen Sabo- 
tage der Grundſchule. Schulſpeiſungen, Schularzt und Schulſchweſtern, Lehr- und 
Lernmittelfreiheit, Schulverſäumniſſe und vieles andere. 

Eine Fülle von Aufgaben und Möglichkeiten zur Wirkſamkeit, auch wenn in 
Preußen die Tätigkeit der Elternbeiräte bis jezt nur beratender Natur iſt und ſie 
feine geſeßlichen Funktionen haben wie in Hamburg. Der Erfolg hängt in erſter 
Linie von der Zähigkeit und Energie ab, mit der praktiſche Arbeit auf dieſen 
Gebieten geleiſtet wird. Dieſe überwindet auch eine falſch eingeſtellte Lehrerſchaft 
und reißt ſie fort. 

3 

4. Politik und Shule. - 

Kinder ſind keine Politiker und ſollen für keine beſtimmte parteipolitiſ<e Ueber- 
zeugung erzogen werden, wir ſind daher für die völlige Entpolitiſierung der Schule. 
Dieſe erſtre>t ſich beſonders auf den Kampf gegen das monarchiſtiſche und <auvi- 
niſtiſche Treiben, das im Geſchichtsunterricht, im Deutſchunterricht und im Turn- und 
Geſangsunterricht, in den Lehrbüchern und bei Schulfeiern ſich breitmacht. Der 
Lehrer ſoll die Kinder nicht politiſch beeinfluſſen, ſondern die Fragen des öffentlichen 
Lebens in ruhiger und ſachlicher Form mit den Kindern beſprechen, wenn entweder 
die allgemeine Reife der Kinder oder beſondere Ereigniſſe ihn dazu veranlaſſen. 

5. Gegner, die „<riſtlich-unpolitiſchen“ Elternbeiräte. 

Die „Chriſtlich-Unpolitiſchen“ haben ihre Aufgaben beſſer verſtanden als die 
Vertreter des Schulfortſchritts. Die Reaktion hat aus den Elternbeiräten, gegen 
deren Einführung ſie ſich zuerſt geſträubt hatte, ein Inſtrument für ihre Zweke 
gemacht (Vergleich mit Frauenwahlrecht). Das katholiſche Stegerwald-Organ „Der 
Deutſche“ konnte vor den Wahlen 1922 feſtſtellen: „Die Einrichtung der 
Elternbeiräte iſt eine Errungenſchaft der Revolution, aber 
eine ſolche, deren Fortbeſtehen man wünſchen muß. Sie iſt 
nämlich zu einem Zeugnis wider den Geiſt der Revolution 
geworden.“ Die Reaktionäre, zuerſt Gegner des „Elternrecht5“, ſind jetzt deſſen 
eifrige Verfechter, die ſogar Elternrecht über Staatsrecdht ſtellen wollen. 
Unter dem Schlagwort „Elternrecht“ verſuchen ſie, die Schule gänzlich unter die 
Herrſchaft der Kirche zu bringen. Sie ſtellen den Kampf um die Bekenntnisſchu'!e 
in den Mittelpunkt. 

Es wird aufgefallen ſein, daß unter den vielen Fragen der Elternbeiräte gar- 
nicht von der Religion-idie Rede war. Dieſe Frage, die die „Chriſtlich-Unpoli- 
tiſchen“ zum Angelpunkt der Elternbeirätefrage machen, haben die Elternbeiräte gar 
nicht zu entſcheiden, ſondern die Parlamente und Elternabſtimmungen. 

Unter dem Namen „Chriſtlich-Unpolitiſch“ ſammelt die Schulreaktion die Eltern 
für ihre Zweke.. Auch viele Arbeiter fallen auf ihre Demagogie hinein. Sie ſind 
weder „<riſtlich“ (ihre Kampfmethoden beweiſen das!) noch „unpolitiſch“. Hinter 
ihnen ſtehen die Rechtsparteien, die -Sozialiſtenhaſſer, die Vertreter des Gedankens 

. des Bürgerblo>s und die Kirche, die politiſch dieſe Kreiſe ſtüßt. | 

oé:-x.-- E
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Kein denkendes Elternpaar darf den Chriſtlich-Unpolitiſchen die Stimme geben. 
Auch die vielen Tauſende von Arbeitern, die ihre Kinder in den Religionsunterricht 
ſchi>en, wollen nicht die von der Kirche und ihren <riſtlich-unpolitiſchen Helfer_5= 
helfern erſtrebte Bekenntnisſchule. Auch ſie dürfen daher nur Vertreter eines entjchie- 
denen Schulfortſchritts wählen. 

6. Material gegen die „Chriſtlich-Unpolitiſchen“. 

1. Werſiniddie „Chriſtlich-Unpolitiſchen“? Hinter dieſem Namen 
verbirgt ſich die politiſche Reaktion, die ihren Einfluß auf die Schule erhalten will. 
Rechtsparteien und Kirche arbeiten Hand in Hand, um die Volksſchule noch feſter, 
als es ſogar im alten Staat der Fall war, in ihre Hand zu bekommen. Die Eltern- 

' beiratswahlen der „Chriſtlich-Unpolitiſchen“ werden vielfach von Bürgervereinen, 
Ordnungsbünden und ähnlich reaktionären Gebilden finanziell unterſtüßt. Die reichen 
Mittel der Kirche ſtehen ihnen zur Verfügung. Die Deutſchnationalen ſind 
tonangebend. Herr Lic. Mumm, deutſchnationaler Reichstagsabgeordneter, 
iſt einer der führenden Perſönlichkeiten. Die Chriſtlich-Unpolitiſchen ſind 
feſt organiſiert und über ganz Deutſchland verbreitet. „Reichseltern- 
bund“. (Die Katholiken haben eine ähnliche Organiſation, die katholiſche 
Schulorganiſation.) An den höheren Schulen beherrſcht eine gleiche 
Organiſation das Feld, die „Freie Reichsarbeitsgemeinſc<haft von 
Elternbeiräten anhöherenundmittlerendeutſchen Shulen“. 
Vorſizender General (!) Exzellenz von Altro>. Für Berlin Leiter Pfarrer Höhne. 
Die „<riſtlich-unpolitiſchen“ Elternbünde ſtehen unter der Leitung von Paſto- 
ren und Kirchenbeamten, idie auf Anweiſung ihrer Kirchenbehörden 
arbeiten. Ein großer Teil der Rektoren und <riſtlich-poſitiv-deutſchnationalen Leh- 
rer- und Lehrerinnengruppen arbeitet mit ihnen Hand in Hand. (Für Berlin die 
Eru;ßp? )D ieſener, die faſt die Hälfte der Site der Berliner Lehrerkammer 
innehat. 

2. Ihre Ziele: In den „<riſtlich-unpolitiſchen“ Elternbünden haben politiſche 
Reaktion und Kirche ſich ein InſtrumentfürdenKampfumdas Reichs- 
ſ<ulgeſeßz geſhaffen mit dem Ziel: die Bekenntnisſchule. 

3. Ihre Kampfmethoden. Zum offenen Kampf ſtellen ſie ſich nie ein. 
In geſ<hloſſenen Verſammlungen, die meiſt in Kirchen und Kirchen- 
räumen ſtattfinden, wird ungeſtört dur< Gegner in der demagogiſchſten Weiſe 
den Eltern, beſonders den Frauen, Furcht eingejagt vor den „Gottloſen“, „Neuheiden“, 
„Religionsloſen“, die die „zarten Kinderſeelen dur< Politik vergiften und Gott 
entfremden wollen“. Die Verſammlungen in den Kirchen tragen oft den Charakter 
einer Feierlichkeit mit Orcheſter- und Geſangdarbietungen unid Anſprache des Pfarrers. 
Kirchliche Werbewochen, Kanzelreden, Hausagitation dur< Wort und Schrift ſind 
weitere Hilfsmittel. Kriegervereine, Bürgervereine, Frauenvereine u. a. betreiben 
für ſie die Agitation. Zahlreiche Flugſchriften, in denen die Religionsfrage die 
Hauptrolle ſpielt, werden verbreitet. 

Sie beſigen eine Preſſeſtelle, die faſt die geſamte bürgerliche Preſſe 
einheitlich bearbeitet, die bürgerliche Provinzpreſſe unumſchränkt. Der Evangeliſche 
Preſſeverband Berlin-Stegliz, Beymetztr. 5, gibt einen Signaldienſt heraus für 
Deutſchland. Kopfnote: „Der Signaldienſt des Epd. iſt nicht für die Oeffent- 
lichkeit beſtimmt. Er geht als vertraulice Mitteilung in der Regel nur 
dem engeren Kreiſe der Mitglieder des Verbandes zu.“ „Die Preſſe wird gegebenen- 
falls durch uns ſelbſt in beſonderer Ausgabe („Epd.-Tagesdienſt") bedient.“ 
Außerdem gibt der Evangeliſche Preſſeverband die „Schulfrage im Austauſchdienſt“ 
heraus. Durch vertrauliche Rundſchreiben, genaue Anweiſungen werden ddie Führer 
über alle aktuellen Schulfragen und den Schulkampf auf dem Laufenden erhalten. 
Vermittelſt des „Signaldienſtes“ wird das „Gift“ gegen die Vertreter des entſchie- 
denen Schulfortſchritts durch ganz Deutſchland ſofort verbreitet und dringt durch alle 
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Kanäle der bürgerlichen Preſſe in die große Maſſe der Bepölkerung. Der Signal- 
dienſt enthält 3. B. „Stec>kbriefe“ für faſt alle ſozialiſtiſchen Schulkampfredner, in 
denen der Inhalt der Reden, Charakteriſtik des Redners u. a., ſowie Anweiſungen 
für die beſte Art zur Widerlegung enthalten ſind. . 

- So iſt es erklärlich, wenn plößlich in ganz Deutſchland böswillige Herabſezungen 
der Arbeit der Volksſchule zum Zwe> der Sabotage der Grundſchule auftauchen, 
jogenannte „Sittlichkeitsaffären“ von Schulreformern ſchnellſtens verbreitet werden. 
In der Sudelküche ider „Chriſtlich-Unpolitiſchen“ werden Die hinterhältigſten Anwürfe 
gebÖault gegen prominente Führer der Schulbewegung. Val. Kampf gegen Paulſen 
in Berlin. 

4: Die „Chriſtlich-Unpolitiſchen“ wollen die Politik inder 
Sc<huleerhalten. Nur die deutſchnationale Politik, der alte Geiſt, darf Raum 
in der Schule haben. Das nennt ſich unpolitiſch. Sie ſtellen ſich ſchügend vor 
nationaliſtiſche Ausſchreitungen, de>en die Taten der Hakenkreuzjünglinge, begün- 
ſtigen antirepublikaniſche Propaganda, Monarchismus und Rewanchegeiſt. Sie 
treiben mit den Methoden des Reichslügenverbandes zur Bekämpfung der Sozial- 
demokratie im Geiſt des Bürgerblo>s antiſozialiſtiſche Propaganda. Der Signal- 
dienſt bringt unter dem 12. Oktober 1921 zu den letzten Berliner Stadtverordneten- 
wahlen einen| Wahlaufruf: „In letzter Stunde“ gegen die Sozialdemokratie mit 
genauen Propagandaanweiſungen: „Die bisherige Mehrheit muß gebrochen werden.“ 

Wirklich ganz unpolitiſch! 

5. Nachſtehendes Dokument zeigt die Kirche als den Träger der „Elternbewegung“ 
und die Bedeutung, die ſie den Elternbeiratswahlen beimißt. Droht ſie doch ſäumigen 
Pfarrern mit Maßregeiungen. Durch Fettdru& haben wir die wichtigſten Stellen 
hervorgehoben: : 

Amtliche Mikkeilungen des Evangeliſchen Konſiſſoriums der Mark Brandenburg. 
Nr. 10. 1924. 

Diesjährige Elternbeirat5wadlen. 

Berlin, den 10. April 1924. - 

Die Elternbeiratswahlen finden wieder in dieſem Jahre ſtatt, und zwar in den 
erſten ac<t Tagen nach Frühjahrsbeginn des Unterrichts. Die Vorbereitungen dazu ſind 
alſo in der 'allernächſten Zeit zu treffen. 

Auf die Wichkigkeit dieſer Wahlen, die bei der zu erwartenden Entſcheidung über 
das Reichsſhulgeſeß noh geſteigert iſt, haben wir in den allgemeinen Verfügungen vom 
25. November 1919 --- K. 1. 6997, vom 9. Dezember 1919 --- K. 1. 7448 und vom 
25. April 1922 -- K. I. 1990 --- (Amtl. Mitt. 1919, S. 192 und 199, 1922. S. 67) ein- 
gehend hingewieſen. Wir veranlaſſen hiermit die Herren Pfarrer und Gemeinde- 
kirhenräfte, ſich mif dem Inhalt der genannten Verfügungen von neuem vertrauf zu 
machen und den darin gegebenen Weijungen mit Umſicht nachzukommen. Die Herren 
Superintendenten erſuchen wir, auch die an ſie gerichtete beſonders wichtige Rund= 
verfügung vom 22. Februar 1923 --- K. 1. 878 -- zu vergleichen und danach zu prüfen, 
welche Maßnahmen in dieſer Sache für die Gemeinden ihrer Diözeſe noch in Sonderheit 
zu treffen, und wie die beteiligten Pfarrer insgeſamt oder einzeln näher zu beraten 
ſind. Es muß erſtrebt werden, daß für alle Schulen Elternbeiräte gebildet werden, und 
zwar möglichſt nur aus ſolchen Perſonen, die entſchieden für die Erhaltung der evan- 
geliſchen Schule eintreten. Die Schwierigkeiten, die =- wie uns wohl bekannt iſt, -- in 
einer Reihe von Ortſchaften noch beſtehen, müſſen überwunden werden. Unter Hinweis 
auf 8 16 Abſ, 1 der K.-G. und 8.-O. verpflichten wir die Pfarrer und Gemeindekirc<en- 
räte, zur Erreichung dieſes Zieles alles zu tun, was in ihren Kräften ſteht. Pfarrer, 
die dieſer Pflicht offenſichklich nicht genügen und dadurc< das Nichtzuſkandekommen einer 
Eltfernbeiratswahl oder einen ungünſtigen Ausfall der Wahl mitverſchuldet haben, 
wollen die Herren Superinkendenten uns namhaff machen == 

Ueber das Ergebnis der Wahl iſt dem Herrn Superintendenten Bericht zu erſtatten. 
Einen übeJr*ficl)tlichen Bericht der Herren Superintendenten erwarten wir bis zum 
1. Juli d. I. . 
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Auf die Bedeutung der evangeliſchen Elternbünde weiſen wir auch in dieſem Zu=- 

jammenhang hin. Wo die Bildung örtlicher Elternbünde noch zu ſchwierig iſt, können 

die für die Sache Gewonnenen einem benachbarten Elternbund beitreten. Es können 

auc<ß Diözeſen- oder Bezirksgruppen gebildet werden, die dann Obmänner in den ein- 

zelnen Ortſchaften haben müſſen. . Endlic) können auch örtlih <riſtliche Vereine 

korporativ dem Elternbund beitreten. . 

K. I. 2146. gez, D. Steinhauſjen. 

6. Die Gefahren der Bekenntnisſc<ule, die die Chriſtlich-Unpoli- 
tiſchen durch das Reichsſchulgeſez erſtreben: 

a) Sie iſt eine Umwandlung der heute beſtehenden <riſtlichen Staatsſchule 
in eine Bekenntnisſchule. 

b) SS[Y) vedeutet die Verkir<lic<hung der Volksſchule (Gegenſat ſiehe höhere 

ule). 
c) Völlige Unmöglichkfeit der Durchführung der Einheitsſchule. 
d) Zertrümmerung des Schulweſens und Kulturrückſchritt. 
e) Aller Unterricht muß „im Geiſt des Bekenntniſſes“ erteilt werden. 
f) Auch die Lehrbücher, bis. in die Rechenbücher hinein müſſen dem Eigenwert 

des Bekenntniſſes angepaßt ſein. 
g) Zugehörigkeit des Lehrers zum Bekenntnis genügt nicht zur Anſtellung. 

Objektive Merkmale können gefordert werden (fleißiger Kirchenbeſuch, keine 
Heirat mit einer Andersgläubigen). Geſinnungsſchnüffelei der Kirhe. Demo- 
raliſierung der Lehrer. Aufhebung ihrer ſtaatsbürgerlichen Freiheit. 

. 7. Nicht um die Religion geht es den Chriſtlic<-Unpoliti- 
ſchen, jondern um die Herrſchaſtsanſprüche der Kirche. Nur 
für die Volksſchule ſtellt ſie ihre Forderungen ſo weitgehend. Sie würdigen die 
Religion herab zu einem Herrſchaftsinſtrument über die breiten Maſſen des Volkes. 

'Beweis: Die Anhänger der weltlichen Schulen laſſen allen Eltern die Freiheit, 
ihre Kinder außerhalb der Staatsſchule im Sinne ihrer religiöſen Anſchauung 
zu unterrichten. Dieſen Religionsunterricht follen die - Kirchen ſelbſt übernehmen. 
Außerhalb der Schulzeit ſollen ihnen Schulräume zur Verfügung geſtellt werden. 
Dem Lehrer ſoll geſtattet ſein, auf freien Vertrag hin ſolchen Unterricht zu erteilen. 
Die Kirche geht darauf nicht ein und beweiſt damit, idaß es ihr nicht auf die Religion, 
ſondern nur auf ihre politiſche' Macht ankommt. (Hinweis auf die Quäker, die in ihren 
Schulen keinen Religionsunierricht kennen und doc ſich als wahrhafte Chriſten 
erweiſen im Gegenſatz zu unſeren „Patentchriſten“.) 

8. Die „Chriſtlich-Unpolitiſchen“ haben es durchgeſetzt, daß in Berlin in der 
Unterſtufe 4 ſtatt wie bisher 3 Stunden Religionsunterricht erteilt werden. Die 
Lehrerſchaft hatte nur 2 Stunden gewünſc<ht. Der Miniſterialerlaß, der dieſem Wunſch 
Rechnung trug, wurde von Herrn Boeligz aufgehoben. „In der Republik alſo 
1 Stunde Religion mehr als im wilhelminiſchen Deutſchland.“ 

9. Ein wütender Kampf wird ſeit zwei Jahren von 'den „Chriſtlich-Unpoliti- 
ſchen“ geführt (leider nicht ganz ohne Erfolg) gegen die Berliner -Z)Lzi:!ueéfib-elxz. Es 
iſt ein entzükendes Kinderbuch, von Pädagogen unumſtritten bisher als Fortſchritt 
anerkannt. Jetzt taugt ſie nichts, weil ſie den ABC-Schützen nicht genügend vom 
„lieben Gott“ erzählt. „Sie iſt unchriſtlich bis auf die Wurzel, die gotiloſe Fibel“. 
Der Kampf zeigt, wohin die Reiſe gehen ſoll. 

- 10. Die Chriſtlich-Unpolitiſchen und der Abbau. Nachſtehend 
ein Dokument, das für ſich ſelbſt ſpricht. Wer weiß, wie die „Chrift[icl)-unpoétfifcl?en" 
vom Abbau ddie Ausmerzung der Republikaner und Sozialiſten unter den Lehrern 
erwarteten, w-unk?ext ſich nicht darüber. In Verſammlungen erklärten deutſchnationale 
„EChriſtlich-Unpolitiſche“: „Der Abbau kommt nur für Leute in Frage, die ſich na 
?Z?)le 1?.“.Z)wyember das bekannte grüne Mitgliedsbuch (der Sozialdemokratie) gekau? 
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11. AnihrenFrüctenſolltihrſie erkennen! Unier dieſer und 
ähnlichen Ueberſchriften verbreitet der. Evangeliſche Preſſeverband Nachrichten im 
ganzen Reich über den Rü>gang der Leiſtungen der Volksſc<hule 
ſeitder Revolution.- Je nach Bedarf wird das ſogenannte Material darüber 
auf alle Schulen, alſo auch auf die <riſtlichen Volksſchulen bezogen (um Stimmung 
zu machen zur Beſeitigung und Sabotage der Grundſchule), dann wieder nur den 
weltlichen Schulen angehängt! In der ſkrupelloſeſten Weiſe wird das Vertrauen 
zur Volksſchule untergraben. Beſonders Hamburg und Sachſen müſſen herhalten 
aus politiſchen Gründen. Man redet von Verlotterung der Volksſchule, Die 
maßlos heruntergewirtſchaftet iſt =- natürlich durch Republikaner und Sozialiſten. 
Eine beſondere Rolle inm, dieſer Agitation ſpielt folgendes vom Evangeliſchen Preſſe- 
verband verbreitete Material. ' 

Danach hat die Hamburger Detailliſtenkammer der Hamburger Schulbehörde - 
mitgeteilt, daß die aus den Hamburger Volksſchulen übernommenen Lehrlinge in den 
kaufmänniſchen Leiſtungen hinter denen der Lehrlinge aus der Zeit vor 1918 zurück- 
bleiben. Nunmehr hat idie Detailliſtenkammer mitgeteilt, daß ſie von jet ab junge 
Leute, die aus den Hamburger Volksſchulen hervorgegangen ſeien, ni<ht mehr als 
Lehrlinge annehme, weil idie Leiſtungen der zuletzt eingeſtellten Lehrlinge in Deutſch 
und Rechnen durchſchnittlich ungenügend ſeien, und daß die Moral und Siti- 
lichkeit der jungen Herren auf derſelben Tiefe ſtehe. Dieſe Nachricht wird gewöhn- 
lich mit dem Zuſatz verſehen (ganz unpolitiſch!): „Das Urteil der Detailliſtenkammer 
zeigt jedem Kenner der Verhältniſſe, die Hamburger Volksſchulen waren gut, aber 
die Errungenſchaftender Revolution haven dasfeſte Gebäude 
zerſtört.“ | 

Wie ſteht es nun damit? Die Hamburger Oberſchulbehörde hat die Detailliſten- 
kammer um Mitteilung des Materials gebeten, das jenes ungünſtige Urteil begründen 
joll. Dieſes Material lag nicht vor, ſondern ſoll erſt nachträglich durch 
Umfrage beſchafft werden. Aehnlich die Vorgänge in Dresden, über deſſen „maßlos 
heruntergewirtſchaftete Volksſchule“ ausgerechnet die „Kölniſche Zeitung“ unter der 
Veberſchrift „Die Mißwirtſchaft in der ſächſiſchen Volksſchule“ zu berichten weiß. 
Dieſe Behauptungen ſtüßen ſich wieder auf Behauptungen des Dresdener 
Stadtſchulrats, eines heftigen Gegners der Volksſchullehrer. Der Dresdener 
Lehrerverein hat den Stadtſchulrat mehrfach öffentlich geſtellt und aufgefordert, 
den Beweis für ſeine Behauptungen vom Niedergang der Leiſtungen der Volksſchule 
zu erbringen. Auch hier lag kein Material vor und wird erſt nachträglich 
beſchafft. Der Dresdener Lehrerverein hat in einer Schrift ſich zur Abwehr ausführ- 
lich mit dieſer Kampfesweiſe auseinandergeſezt und idie Vorwürfe widerlegt. 

Das iſt <riſtliche Kampfesweiſe, Behauptungen und Verleumdungen überall 
zu verbreiten, um ſich nachträgli< erſt Unteriagen zu verſchaffen, wenn man 
den Beweis antreten ſoll. 

12. Die ſogenannten „Moabiter Na>ttänze“ (Fall Koch) ſpielen in der 
Agitation eine größere Rolle. Es handelt ſich hier um rhythmiſch-gymnaſtiſche 
Vebungen, die keine Schulveranſtaltung waren, wie behauptet wird, ſon- 
dern mit Zuſtimmung der Eltern von der privaten Elternvereinigung zur 
Pflege der Körperkultur betrieben wurden. Zur Beurteilung ſei auf die Bemerkung 
des Vorſizenden ides Bundes entſchiedener Schulreformer, Paul Oeſtreich, hin- 
'gewieſen (Neue Erziehung, Heft 2, Jahrgang 1924): 

„Die Bundesſaßzungen beſagen, daß die Produktionsſchule erſtrebt werde, die . . . 
„Körper und Triebleben bildet und das ſoziale Bewußtſein entwidelt“. =- Der Bund iſt 
frei von Prüderie, ihn dünkt es etwas Edles, daß Kinder und junge Menſchen zu 
ſc<öner, durchſeelter Körperlichkeit heranwachſen, daß ihnen in gefeſtigter Natürlichkeit 
nicht ſchon der nac>te Leib als eine rein ſexuelle Größe erſcheine. Der heilig gehaltene 
Leib ſoll der Träger reinen Menſchentums werden. --- Aber: Der Bund iſt ein Volks- 
erziehung5sbund, er pa>t die Totalität an, darum ſind ihm „Sexualität“, „Erotik“, 
„Nadktkultur“ nur Themen unter anderen. Die ſtändige und ausſchließliche Behandlung 
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ſexuelber Dinge iſt vom Uebel. Das Lepen iſt nicht nur Sexualität. Man verrennt ſich 
da leiht. Und rund 'herum lauert die lüſterne Gemeinheit. Verantwortung heißt es: 
gegenüber den Kindern, dem Volk und der Bewegung. Inmitten des Großſtadttreibens 
Ffann man nicht plößlich in gebeiztem Saale wie auf einer Südſeeinſel na>te Natür- 
lichkeit zwiſchen verſchiedenen Altersſtufen und Geſchlechtern obwalten laſſen. Die 
Gefahr iſt rieſengroß, daß man Hemmungen beſeitigt, ohne zur Kompenſation innere 
Freiheit zu ſchaffen, die nur allmählich errungen werden. kann. Bricht dann die 
Ichmutzige Phantaſie von draußen in den Kreis des beſten Willens ein, ſo geht es den 
Kindern und Alten wie Adam und 'Eva nac<h dem Sündenfall. Erſt recht darf man 
ſolche Naktgruppen nicht „vorführen“. Es geht do<h um Natürlichkeit! Was naiv, was 
gut iſt im Kreiſe der Erziehungsgemeinſchaft, führt zur Entſeelung, zur Paradehaltung 
in der Schauſtü>öffentlichkeit. =“ Verantwortung! Der Kampf iſt keine Eintagsſache. 
Ausdauer ſiegt!“ 3 

13. Fall Pöppel in der 32. Gemeindeſchule in Neukölln. P. entde>t, daß in 
ſeiner Klaſſe eine größere Anzahl von Mädc<en durc<h eine verwahrloſte Mitſchülerin 
in gefährlichſter Weiſe über Geſchlechtsdinge aufgeklärt ſind. Er hält es daher für 
nötig, von ſich aus eine beſſere Aufklärung zu geben. Er tut das in beſter Abſicht, 
vielleicht nicht in jeder Hinſicht geſchi>t. Wochen vergehen. Nach etwa zwei Monaten 
iſt die Mutter eines Kindes und deſſen Tante, wahrſcheinlich nicht ohne Einfluß 
gewiſſer „<riſtlicher“ Kreiſe entrüſtet. Auf Wunſch dieſer Mutter wird das Kind 
umgeſchult. Die übrigen Eltern ſtellen ſich reſtlos hinter den Lehrer und erklären, 
daß fie den Erziehungsmethoden des Lehrers begeiſtert zuſtimmen. Nichtsdeſto- 
weniger bemächtigt ſich der <riſtlich-unpolitiſche Elternbeirat dieſes Falles, bringt ihn 
durch die Rechtspreſſe in die Oeffentlichkeit und ſchit eine Beſchwerde an das Pro- 
vinzialſchulkollegium. Dieſes „Geſchäfte-machen“ mit „Sittlichkeitsſkandal“ iſt ebenſs 
unchriſtlich wie geſ<madlos. Die Anhänger der Liſte „Schulaufbau“ verkennen gar 
nicht die ſchweren ſittlichen Schädigungen, die Wohnungs- und Wirtſchaftsnot hervor- 
gerufen haben. Dußende von Mädchen, auch aus ganz „<riſtlich“ geleiteten Schulen 
ſind wegen Tripper- 1und Syphiliserkrankung in ärztlicher Behandlung. Viele 
Knaben und Mädchen mußten wegen Unzuchthandlungen in Fürſorgeerziehung kom- 
men. Das ſind harte Tatſachen, die weder mit der <riſtlichen noc< mit der welt- 
lihen Schule zuſammenhängen, die die Folgen 'des furchtbaren Krieges und der 
Wirtſchaftsnöte der Nachkriegszeit ſind. 

14. Ein zweiter Sittlichkeitsfall des <hriſtlich-unpoliti- 
ſ<en Elternbeirats in Neukölln. Eine Studienrätin B. am Lyzeum I1 
in Neukölln hat Kindern aus einem Buche ein einwandfreies Gedicht vorgeleſen, in 
dem auch Liebesgedichte enthalten ſind. Ein Kind wünſcht ſich das Gedicht abzu- 
ſchreiben. Die Lehrerin iſt nach Schluß der Stunde durch viele Fragen von Kindern 
beſchäftigt. Aus Verſehen gibt ſie das Buch in die Hand eines Kindes. Daraufhin 
„Gefährdung der Sittlichkeit“. Der <riſtlich-unpolitiſche Elternbeirat ſchlägt in der 
Preſſe Lärm, ſchi>t Beſchwerde :an das Provinzſc<hulkollegium, in der Bezirksverord- 
netenverſammlung macht die bürgerliche Fraktion eine Anfrage, und der Begründer 
lieſt eine Reihe von „anſtößigen“ Stellen öffentlich vor, im preußiſchen Landtag fragt 
eine deutſchnationale Abgeordnete an =- =- ſo wird die bereits mit Schlüpfrigkeit 
ſo angefüllte Oeffentlichkeit immer weiter für dieſen Fall intereſſiert, Kinder ſprechen 
darüber, --- und das alles „zu Ehren der Sittlichkeit“. 

Gleichzeitig aber paſſiert ein anderer, viel ſchwererer Fall an derſelben Schule: 
ein rehtsgerichteter Studienrat ſtellt in die Bücherei der Schule ein ihm von 
deutſchnationaler Seite empfohlenes Buch ungeprüft ein. Dieſes Buch (Katſchinſki: 
„Die zweite Heimat“) iſt von| ordinärſter Schlüpfrigkeit. Dem Kinde wird nichts ge- 
ſchenkt: geſchlechtliche Verführung, ſyphilitiſche Anſte>kung, Bordell, Entbindung -- all 
das wird höchſt ſchlüpfrig geſchildert und ſc<ließlich der Held ides Buches, der Haupt- 
ſchuldige an all dieſen ſchändlichen Dingen, als edler und ſittlicher Menſch dargeſtellt. 

- Gegen dieſen Mißgriff iſt ſeitens des <riſtlich-unpolitiſchen Elternbeirats 
nichts unternommen, 'denn hier handelt es ſich ja um einen r ec<htsgerichteten 
Herrn. Frl. B. aber hatte ſich als Republikanerin gegen monarchiſtiſche Demonſtra- 
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tionen gewandt und das Duldet ein <riftlich-unpolitiſcher Elternbeirat nicht. Dieſer 
Zriſtlich-unpolitiſche Elternbeirat aber hält es durchaus für ordnungsgemäß, wenn 
ein Studienrat beim Lateinunterricht die Sozialdemokraten Landesverräter nennt -- 
wenn ein Lyzeallehrer bei einer Schulreformationsfeier es für eine Schande erklärt, 
daß es Deutſche gibt, die die ausländiſche Jüdin Roſa Luxemburg höher ſchäzen als 
die verſtorbene Kaiſerin =- daß Mädchen desſelben Lyzeums unter Hilfe einer 
Studienrätin während der Schulzeit ein Telegramm an iden ehemaligen Kaiſer 
ſchien. Dieſe Elternbeiräte ſehen nichts darin, wenn ihre Kinder in ihre Hefte und 
auf die Bänke Hakenkreuze malen. Sie proteſtieren nicht, wenn bei einem Schul- 
ausflug in Gegenwart des Lehrers von den Schülern idas Ehrhardlied laut ge- 
brüllt wird. 

Es wird Zeit, daß dieſer unchriſtlichen und politiſchen Verſeuchung der Schul- 
zucht und -ordnung Einhalt geboten wird. 

Der <riſtlich-unpolitiſche Elternbeirat behauptet, um die Eltern gruſelig zu 
machen, daß in den weltlichen Schulen nichts gelernt wird. - 

Tatſache iſt, daß von den rund 200 Aufbauſchülern des Kaiſer-Friedrich-Real- 
gymnaſiums in Neukölln die knappe Hälfte allein aus den weltlichen Schulen ſtammt 
und im Lyzeum 11 iſt ungeſähr das gleiche Verhältnis; und das bei nur 6 welt- 
lichen Schulen gegenüber 38 nichtweltlichen Schulen. Dabei wurde von den Direk- 
ioren diejer Aufbauſchulen =- auch von dem früheren ſehr rechtsgerichteten Direktor 
-- beſtätigt, daß die Aufbauklaſſen durchgängig die beſten Klaſſen ſind und ein 
hoher Prozentſaß der beſten Schüler gerade aus den weltlichen Schulen geſtellt 
wurde. Auchy an der Aufnahme für die unterſten Klaſſen der höheren Schulen 
ſind die Kinder aus iden weltlichen Schulen ſtark beteiligt und noch niemals hat ein 
Direktor auch nur andeutungsweiſe behauptet, daß die Kinder aus den weltlichen 
Schulen weniger gut vorgebildet ſeien als die aus iden anderen nicht-weltlichen 
Sdqulen. Der Zuſtrom in die Aufbauklaſſen aus den übrigen Schulen iſt in dieſem 
Jahre ebenfalls ſehr rege geweſen trotz der ſtarken Propaganda mancher Chriſtlich- 
Unpolitiſchen gegen die Aufbauſchule. . 

15. Das Agitationsmaterial des evangeliſchen Reichs- 
elternbundes beſchäftigt ſich wieder nur mit der weltlichen Schule. Es 
werden da die alten oft widerlegten Entſtellungen und Schlagworte verwendet. Die 
weltliche Schule iſt eine Zwangsſchule, Parteiſchule, zerſtört Religion, Sittlichkeit, 
Familie, leiſtet nichts. Im übrigen ſchreibt man: „Es muß anerkannt werden, daß 
ſich die Pädagogen der weltlicßhen Schule bemühen, das weltliche Schulideal, und 
zwar wirklich als Jdeal, herauszuarbeiten.“ Troßzdem aviederholt man die alten 
Verleumdungen von 1919 und 1922 und ſtellt zum Beiſpiel die weltlichen Lehrer als 
Begünſtiger der Onanie hin. 

16. Für das Verſtändnis der „Chriſtlich-Unpolitiſchen“ für ſoziale Forderungen 
(Schulſpeiſung, Verſorgung Bedürftiger mit Kleidung, Lehr- und Lernmittelfreiheit, 
unentgeltliche ſchulärztliche Behandlung) iſt folgender Saßz aus ihren Flugblättern 
1922 bezeichnend: „Es iſt erledigt durch die Frage: Wer bezahlt's, was da alles 
gefordert wird.“ Dieſe Verſtändnisloſigkeit iſt kein Wunder, da für die „Chriſtlich- 
Unpolitiſchen“ ja nur die Religionsfrage, ſonſt nichts brennend iſt. 

17. Es empfiehlt ſich für Referenten, die gegneriſchen Flugblätter zu ſammeln, die 
jedem ſchon allein genügend Material zum Kampf gegen die „Chriſtlic<-Unpolitiſchen“ 
bieten. 
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